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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 2. Feber 1967 12. Stück

41. Bundesgesetz: Umwandlung von Forderungen des Bundes an die Dachstein Fremdenverkehrs-
Aktiengesellschaft in Grundkapital

4 2 . Bundesgesetz: Regelung von Forderungen des Bundes gegen die Axamer Lizum Auf-
schließungs-Aktiengesellschaft

4 3 . Bundesgesetz: Veräußerung und Belastung von bundeseigenen Liegenschaften
44. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über Zollerleichterungen

im Reiseverkehr
45. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zusatzprotokolls zum Abkommen über

Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbe-
schriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr

4 6 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge

4 1 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1967 über
die Umwandlung von Forderungen des
Bundes an die Dachstein Fremdenverkehrs-

Aktiengesellschaft in Grundkapital

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, Darlehensforderungen der Republik

Österreich gegen die Dachstein Fremdenverkehrs-
AG. in der Höhe von 52,000.000 S als Ein-
lage zur Erhöhung des Grundkapitales der Ge-
sellschaft einzubringen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

Liste der der Dachstein Fremdenverkehrs-Aktiengesellschaft zugezählten Darlehen, die als Sach-
einlage in die Gesellschaft eingebracht werden sollen

4 26
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42 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1967
über die Regelung von Forderungen des
Bundes gegen die Axamer Lizum Aufschlie-

ßungs-Aktiengesellschaft
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt,

a) von den Forderungen des Bundes
gegen die Axamer Lizum Aufschließungs-
Aktiengesellschaft einen Teilbetrag von
24.000.000S in die Gesellschaft als Sach-
einlage gegen Gewährung von Aktien im
Nennbetrag von 24,000.000 S einzubringen
und

b) auf die Rückzahlung weiterer Forderungen
des Bundes gegen die Axamer Lizum Auf-
schließungs-Aktiengesellschaft bis zu einem
Höchstbetrag von 6,700.000 S zu verzich-
ten.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

4 3 . Bundesgesetz vom 20. Jänner 1967,
betreffend Veräußerung und Belastung von

bundeseigenen Liegenschaften

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über bundeseigene
Liegenschaften zu folgenden Preisen beziehungs-
weise Schätzwerten ermächtigt:
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

4 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Jänner 1967, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Abkommens

über Zollerleichterungen im Reiseverkehr
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen sind dem Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr (BGBl.
Nr. 131/1956, letzte Kundmachung über den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 102/1964) folgende
weitere Staaten beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Vereinigte Republik
Tanganjika und San-
sibar

(mit Vorbehalt) 22. Juni 1964
Uganda

(mit Vorbehalten) 15. April 1965
Ferner haben Rwanda am 1. Dezember 1964

sowie Trinidad und Tobago am 11. April 1966
erklärt, sich an dieses Abkommen, dessen Anwen-
dung bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit
auf die Gebiete dieser Staaten ausgedehnt wor-
den war, gebunden zu erachten.

Der Vorbehalt der Vereinigten Republik Tan-
ganjika und Sansibar hat folgenden Wortlaut:

Die Regierung der Vereinigten Republik Tan-
ganjika und Sansibar betrachtet sich durch Ar-
tikel 3 des Abkommens nicht gebunden, ist jedoch
bereit, hinsichtlich der darin angeführten Pro-
dukte angemessene Zugeständnisse zu machen.
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Die Vorbehalte Ugandas haben folgenden
Wortlaut:

Die Regierung Ugandas betrachtet sich durch
Artikel 2 gebunden, vorausgesetzt, daß der Auf-
enthalt des Reisenden in den Gebieten Ostafrikas
(East African Territories) sechs Monate nicht
überschreitet; sie betrachtet sich jedoch durch Ar-
tikel 2 nicht gebunden, insofern sich dieser auf
tragbare Grammophone mit Platten, tragbare
Tonaufnahmegeräte, tragbare Radioempfangs-
geräte, Zelte und andere Campingausrüstung,
Fischereiausrüstung, Fahrräder ohne Motor, Skier,
Tennisschläger und andere ähnliche Gegenstände
bezieht, wenn die Aufenthaltsdauer in den er-
wähnten Gebieten sechs Monate nicht überschrei-
tet. Sie ist jedoch bereit, die vorübergehende Ein-
fuhr dieser Gegenstände gemäß dem Eingangs-
vormerkscheinverfahren zu genehmigen.

Die Regierung Ugandas betrachtet sich durch
Artikel 3 nicht gebunden, ist jedoch bereit, ange-
messene Zugeständnisse zu machen.

Die Regierung Ugandas betrachtet sich durch
Artikel 4 nicht gebunden und behält sich das
Recht vor, zu verlangen, daß diese Waren gemäß
dem Eingangsvormerkscheinverfahren behandelt
werden.

Klaus

4 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Zusatz-
protokolls zum Abkommen über Zollerleich-
terungen im Reiseverkehr, betreffend die
Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-

material für den Fremdenverkehr

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten das Zusatzprotokoll zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend
die Einfuhr von Werbeschriften und Werbemate-
rial für den Fremdenverkehr (BGBl. Nr. 131/
1956, letzte Kundmachung über den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 103/1964) ratifiziert bezie-
hungsweise sind diesem beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde:

Vereinigte Republik
Tanganjika und San-
sibar

(mit Vorbehalt) 22. Juni 1964
Kuba

(mit Vorbehalt) 29. Juni 1964
Uganda

(mit Vorbehalt) 15. April 1965

Ferner haben Rwanda am 1. Dezember 1964
sowie Trinidad und Tobago am 11. April 1966

erklärt, sich an dieses Zusatzprotokoll, dessen An-
wendung bereits vor Erlangung der Unabhängig-
keit auf die Gebiete dieser Staaten ausgedehnt
worden war, gebunden zu erachten.

Der Vorbehalt der Vereinigten Republik Tan-
ganjika und Sansibar hat folgenden Wortlaut:

Die Regierung der Vereinigten Republik Tan-
ganjika und Sansibar behält sich unbeschadet der
Artikel 2, 3 und 4 des Zusatzprotokolls das
Recht vor, hinsichtlich irgendeines der darin an-
geführten Gegenstände, welcher zu irgendeinem
Zeitpunkt zollpflichtig sein könnte, Eingangsvor-
merkscheine zu verlangen.

Der Vorbehalt Kubas hat folgenden Wortlaut:
Die Revolutionsregierung der Republik Kuba

betrachtet sich durch die Bestimmungen des Ar-
tikels 15 Absätze 2 und 3 des Protokolls nicht
gebunden.

Der Vorbehalt Ugandas hat folgenden Wort-
laut:

Die Regierung Ugandas behält sich unbeschadet
der Artikel 2, 3 und 4 das Recht vor, hinsichtlich
irgendeines der darin angeführten Gegenstände,
welcher zu irgendeinem Zeitpunkt zollpflichtig
sein oder werden könnte, Eingangsvormerk-
scheine zu verlangen.

Klaus

4 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Zollab-
kommens über die vorübergehende Einfuhr

privater Straßenfahrzeuge
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge
(BGBl. Nr. 131/1956, letzte Kundmachung über
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 104/1964) ratifi-
ziert beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde:

Japan 8. Juni 1964
Uganda 15. April 1965
Die folgenden Staaten haben zu den angeführ-

ten Zeitpunkten erklärt, sich an dieses Abkom-
men, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf die Gebiete dieser
Staaten ausgedehnt worden war, gebunden zu
erachten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde:

Rwanda 1. Dezember 1964
Trinidad und Tobago 11. April 1966
Singapur 15. August 1966

Klaus


